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(Nr. 13669.) Polizeiverordnung, betreffend das Verbot nächtlicher Geländeübungen und Märſche. Vom 
20. November 1931. 


Auf Grund der $$ 25 und 33 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. 
S. 77) wird für den Bereich des Freiſtaats Preußen folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 
SR 
In der Zeit von 17 Uhr bis 7 Uhr find Gelände- und Ordnungsübungen (Geländeſpiele, 
Geländeſport uſw.) und Vorbereitungen dazu ſowie alle Märſche in geſchloſſener Ordnung unter 
freiem Himmel verboten. 
§ 2. 
Ausgenommen von dem Verbote des § 1 find: 
a) behördlich angeordnete Veranſtaltungen; 
b) Märſche (Ausflüge) von Perſonen im Kindesalter. 


§ 3. 
Gegen die Nichtbefolgung der Beſtimmungen des § 1 wird die Feſtſetzung von Zwangsgeld bis 
zu 150 RM, im Nichtbeitreibungsfall Zwangshaft bis zu drei Wochen angedroht. 
8 4. 
Die Polizeiverordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Die Polizeiverordnung tritt nach Ablauf von ſechs Monaten außer Kraft. 


Berlin, den 20. November 1931. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
Severing. 


(Nr. 13670.) Polizeiverordnung über das Verbot der Abgabe von Hieb⸗ oder Stoßwaffen an Perſonen 
0 unter 20 Jahren. Vom 20. November 1931. 


Auf Grund der §8 25 und 33 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetz 
ſamml. S. 77) wird für das Gebiet des Freiſtaats Preußen folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 


81. 

Die entgeltliche oder unentgeltliche Abgabe von Waffen, die ihrer Natur nach dazu beſtimmt 
find, durch Hieb, Stoß oder Stich Verletzungen beizubringen (Sieb- oder Stoßwaffen) an Perſonen 
unter 20 Jahren iſt verboten. 

8 2. 
$ 1 findet keine Anwendung auf 
1. Perſonen, die kraft ihres öffentlich-rechtlichen Dienſtverhältniſſes zum Führen von 
Hieb- oder Stoßwaffen berechtigt find, ’ 
2. Perſonen, die beruflich Hieb- oder Stoßwaffen zu führen pflegen, 
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3. Perſonen, die zum Führen von Hieb- oder Stoßwaffen behördlich ermächtigt find 
(§ 2 Ziffer 3 des Geſetzes gegen den Waffenmißbrauch vom 28. März 1931 
— Reichsgeſetzbl. 1 S. 77 —), 

4. Inhaber von Waffenſcheinen im Sinne des § 15 des Geſetzes über Schußwaffen 
und Munition vom 12. April 1928 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 143), ſoweit nicht im Waffen⸗ 
ſchein das Führen von Hieb- oder Stoßwaffen ausgeſchloſſen oder beſchränkt iſt, 

5. Inhaber von Jagdſcheinen eines deutſchen Landes. 


83. 
Für jeden Fall der Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung wird hiermit die Feſtſetzung 
eines Zwangsgeldes in Höhe bis zu 150 AM, im Nichtbeitreibungsfall die Feſtſetzung von 
Zwangshaft bis zu zwei Wochen angedroht. 
8 4. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 


Berlin, den 20. November 1931. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
Severing. 


Berichtigung. 
In der Polizeiverordnung über die Verwendung und Aufbewahrung von Röntgenfilmen in 
Betrieben des Geſundheitsdienſtes und der Wohlfahrtspflege vom 20. Oktober 1931 (Geſetzſamml. 
S. 231) fällt im III. Abſchnitt S6 Strafbeſtimmungen das Wort „höherer“ vor Strafe fort. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Oktober 1931 
über die Genehmigung der am 1. September 1931 beſchloſſenen Anderungen zu den Ver⸗ 
ordnungen, betreffend das Ritterſchaftliche Kreditinſtitut des Fürſtentums Lüneburg über 
Goldſchuldverſchreibungen, ſowie über die Ermächtigung zur Ausgabe von Goldpfandbriefen 
des Ritterſchaftlichen Kreditinſtituts des Fürſtentums Lüneburg im Nominalbetrag von 
1 Million Goldmark 
durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 45 S. 193, ausgegeben am 7. November 1931; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Oktober 1931 
über die Genehmigung eines Nachtrags zur Satzung der Schleſiſchen Landſchaftlichen Bank 

in Breslau f 
durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 44 S. 333, ausgegeben am 31. Oktober 1931. 
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